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Schriftliche Anfrage

Der Abgeordneten KO LA Birgit Obermüller
an LR MMag Dr Cornelia Hagele
betreffend: Korrektur der Gehälter für Elementarpädadog:innen im alten Vertrag

Erklärung:
Medienberichte, sowie aktuelle Rückmeldungen aus der Praxis zeigen, dass es im Bereich der Elementarpädagogik in Tirol zu erheblichen Ungleichbehandlungen zwischen Pädagog:innen im alten Entlohnungssystem und jenen im neuen System kommt. Konkret steht der Vorwurf im Raum, dass im Zuge der sogenannten “Causa 36/40” Dienstzeiten und Arbeitsleistungen über Jahre hinweg falsch abgerechnet wurden. Betroffene berichten von erheblichen Differenzen bei angerechneten Arbeitsstunden, die sich – je nach Beschäftigungsausmaß – über Jahre hinweg auf mehrere tausend Stunden summieren können.
Besonders problematisch ist, dass viele Betroffene ihre Ansprüche aus Angst vor beruflichen Nachteilen oder aufgrund hoher Hürden nicht gerichtlich geltend machen. Gleichzeitig droht durch Verjährungsfristen ein faktischer Verlust berechtigter Ansprüche.
Diese Situation wirft grundlegende Fragen hinsichtlich Fairness, Rechtssicherheit und der Verantwortung des Landes Tirol als Systemträger auf. Es entsteht der Eindruck, dass eine systematische Benachteiligung altgedienter Elementarpädagog:innen nicht ausreichend aufgearbeitet wurde.

Die unterfertigte Abgeordnete stellt daher folgende Fragen:
1. Wie viele Elementarpädagog:innen in Tirol sind von der sogenannten „Causa 36/40“ betroffen? (Bitte um Aufschlüsselung nach Bezirken)
2. Welche konkreten finanziellen Unterschiede bestehen zwischen dem „alten“ und dem „neuen“ System hinsichtlich Arbeitszeitberechnung und Entlohnung?
3. Seit wann ist dem Land Tirol bekannt, dass es zu systematischen Fehlabrechnungen von Arbeitsstunden gekommen ist?
4. In welchen Tiroler Gemeinden wurden Prüfungen durchgeführt?
5. Wie hoch ist das geschätzte Gesamtvolumen an möglicherweise falsch abgerechneten Arbeitsstunden bzw. offenen Ansprüchen?
6. Welche Maßnahmen wurden bisher gesetzt, um diese Ungleichbehandlung zu beseitigen bzw. auszugleichen?
7. Warum wurde bislang keine einheitliche, außergerichtliche Lösung für betroffene Elementarpädagog:innen geschaffen?
8. Welche Unterstützung bietet das Land Tirol betroffenen Pädagog:innen bei der Durchsetzung ihrer Ansprüche?
9. Wie beurteilt die Landesregierung die Problematik der Verjährungsfristen in diesem Zusammenhang, insbesondere im Hinblick auf strukturelle Ungleichgewichte zwischen Dienstgeber und Dienstnehmer:innen?
10. Gibt es Überlegungen, eine pauschale oder kollektive Lösung (z. B. Vergleichsmodell) zu entwickeln, um langwierige Gerichtsverfahren zu vermeiden?
11. Welche Schritte wird die Landesregierung setzen, um das Vertrauen der betroffenen Elementarpädagog:innen wiederherzustellen und eine faire Behandlung sicherzustellen?
12. Effizienter Verwaltungsvollzug durch Transparenz. Aufwand für die Anfragebeantwortung: 
a. Wie viele Personen waren insgesamt in die Anfragebeantwortung involviert? 
b. Wie viele Arbeitsstunden fielen insgesamt für die Anfragebeantwortung an (Angabe in Halbstunden, z.B. 1,5h)?
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